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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 2. Juni
2017 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r den Zeitraum
1. Juni bis 31. August 2014 und 1. Dezember 2014 bis 28. Februar 2015 fÃ¼r eine
Immobilie, die inzwischen im Eigentum des KlÃ¤gers steht.

Der 1973 geborene KlÃ¤ger zu 1 stand gemeinsam mit seiner 1974 geborene
Ehefrau, der KlÃ¤gerin zu 2, sowie den 1997 und 2000 geborenen SÃ¶hnen, den
KlÃ¤ger zu 3 und 4, seit 2005 mit Unterbrechungen im Bezug von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II)
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durch den Beklagten. Bis Juni 2014 gehÃ¶rte der 1994 geborene weitere Sohn der
KlÃ¤ger zu 1 und 2 ebenfalls zur Bedarfsgemeinschaft. Der KlÃ¤ger zu 1 ist
EigentÃ¼mer von zwei Wohnungen in R. Diese beiden Wohnungen wurden
zunÃ¤chst von den KlÃ¤gern und dem weiteren Sohn bewohnt. Aufgrund der
ungÃ¼nstigen Wohnsituation suchten die KlÃ¤ger nach einer geeigneteren
Wohnung. Im Januar 2012 informierte der KlÃ¤ger zu 1 den Beklagten darÃ¼ber,
dass er die MÃ¶glichkeit habe eine HaushÃ¤lfte fÃ¼r seine Familie im Rahmen
eines Mietkaufes zu erwerben. Bei einer am 16. Januar 2012 stattgefunden
persÃ¶nlichen Vorsprache des KlÃ¤gers zu 1 teilte der Beklagte dem KlÃ¤ger mit,
dass die Kosten der neuen Unterkunft monatlich bis zum HÃ¶chstbetrag (447,00
EUR) berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten. Die beiden Eigentumswohnungen des
KlÃ¤gers zu 1 sollten vermietet werden.

Am 17. Januar 2012 schloss der KlÃ¤ger zu 1 mit der EigentÃ¼merin einen
notariellen Kaufvertrag Ã¼ber die Immobilie im Weg in R. Der Kaufpreis fÃ¼r die
Immobilie betrug 78.000,00 EUR. In dem Kaufpreis ist eine Verzinsung bereits
enthalten. Da der KlÃ¤ger nicht in der Lage war, den Kaufpreis zu finanzieren,
stundete die VerkÃ¤uferin dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Dauer von sechs Jahren den
Kaufpreis. Der KlÃ¤ger verpflichtete sich zur Begleichung des Kaufpreises fÃ¼r
sechs Jahre eine monatliche Rate in HÃ¶he von 500,00 EUR und eine jÃ¤hrliche
Zahlung in HÃ¶he von 7.000,00 EUR zu leisten. Zugunsten des KlÃ¤gers zu 1 wurde
eine Auflassungsvormerkung im Grundbuch vermerkt. Die Auflassung sollte unter
anderem erst bei vollstÃ¤ndiger Kaufpreiszahlung erfolgen. Zum 1. April 2012
zogen die KlÃ¤ger sowie der weitere Sohn in die Immobilie. Der Beklagte bewilligte
den KlÃ¤gern gemeinsam mit dem weiteren Sohn zunÃ¤chst die monatliche Rate in
HÃ¶he von 500,00 EUR als Kosten der Unterkunft. Aufgrund des Arbeitseinkommens
des KlÃ¤gers zu 1 aus seiner BeschÃ¤ftigung als Taxifahrer standen die KlÃ¤ger
vom 1. Oktober 2012 bis 31. Mai 2013 nicht im Leistungsbezug des Beklagten.

Ab 1. Juni 2013 bezogen die KlÃ¤ger wieder Leistungen nach dem SGB II von dem
Beklagten. Auf ihren Neuantrag lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 9. Juli 2013
fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni 2013 bis zum 30. November 2013 die Ã�bernahme von
monatlichen sowie einmaligen Tilgungszahlungen fÃ¼r das Haus ab. Es handele
sich um einen sogenannten Mietkauf. Hierbei erfolge die Tilgung des Darlehens in
monatlichen Raten. Eine Ã�bernahme dieser Kosten sei durch Leistungen des SGB II
nicht vorgesehen. Aufgrund des Widerspruchs der KlÃ¤ger und einer telefonischen
RÃ¼cksprache mit dem KlÃ¤ger zu 1 Ã¤nderte der Beklagte mit Bescheid vom 6.
November 2013 die Bewilligung und berÃ¼cksichtigte monatliche Schuldzinsen in
HÃ¶he von 41,67 EUR fÃ¼r die damals noch fÃ¼nfkÃ¶pfige Bedarfsgemeinschaft.
Nach Mitteilung des KlÃ¤gers zu 1 beinhalte der Kaufpreis fÃ¼r das Haus einen
Betrag in HÃ¶he von 3.000,00 EUR fÃ¼r Zinsen. Entsprechend einer Laufzeit von
sechs Jahren ergebe sich demgemÃ¤Ã� der monatlich zu berÃ¼cksichtigende
Betrag. Mit Bescheid vom 7. November 2013 wies der Beklagte sodann den
Widerspruch zurÃ¼ck. Die Bescheide wurden bestandskrÃ¤ftig. Auch die folgenden
Bewilligungsbescheide bis einschlieÃ�lich Mai 2014 berÃ¼cksichtigten nunmehr
lediglich monatliche Schuldzinsen in HÃ¶he von 41,67 EUR. Auch diese Bescheide
wurden bestandskrÃ¤ftig.
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Auf den Weiterbewilligungsantrag der KlÃ¤ger vom 28. April 2014 bewilligte der
Beklagte den KlÃ¤gern mit Bescheid vom 5. Mai 2014 vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r
den Zeitraum 1. Juli 2014 bis 30. November 2014. Als Kosten der Unterkunft und
Heizung berÃ¼cksichtigte er hierbei die Schuldzinsen in HÃ¶he von 33,34 EUR (4/5
von 41,67 EUR, da der 1994 geborene Sohn der KlÃ¤ger zu 1 und 2 mit in dem Haus
wohnte, aber aufgrund bedarfdeckenden Einkommens nicht mehr zur
Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶rte), Nebenkosten in HÃ¶he von 90,11 EUR und
Heizkosten in HÃ¶he von 131,73 EUR. Dieser Bescheid wurde ebenfalls
bestandskrÃ¤ftig.

Im Juni 2014 reichten die KlÃ¤ger eine Ã�nderung des notariellen Kaufvertrags vom
17. Januar 2012 ein. Im Vertrag vom 11. Juni 2014 war nunmehr vereinbart, dass
der Kaufpreis 42.000,00 EUR betrÃ¤gt und der KlÃ¤ger zu 1 einen monatlichen
Mietzins in HÃ¶he von 500,00 EUR fÃ¼r die Dauer von sechs Jahren zu leisten hat.
Der Gesamtzahlbetrag belÃ¤uft sich weiterhin auf 78.000,00 EUR. Der Beklagte
teilte dem KlÃ¤ger zu 1 daraufhin mit Schreiben vom 17. Juni 2014 mit, dass ein
Mietvertrag nicht bestehe. Durch die Zahlung einer monatlichen Rate von 500,00
EUR wÃ¼rde der KlÃ¤ger das Haus erwerben und dadurch VermÃ¶gen bilden. Eine
BerÃ¼cksichtigung bei den Unterkunftskosten kÃ¶nne daher nicht erfolgen.

Mit Bescheid vom 23. Juni 2014 Ã¤nderte der Beklagte die vorlÃ¤ufige Bewilligung
fÃ¼r den Zeitraum 1. Juli 2014 bis 30. November 2014 aufgrund des Einkommens
des KlÃ¤gers zu 1. Hinsichtlich der Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung erfolgte
keine Ã�nderung. Auch dieser Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

Am 21. August 2014 reichte der KlÃ¤ger zu 1 nunmehr einen Mietvertrag Ã¼ber das
Haus im Weg in R ein. Der Mietbeginn ist auf den 1. April 2012 datiert. Die
monatliche Nettokaltmiete betrÃ¤gt 500,00 EUR. Die Unterschrift der
EigentÃ¼merin des Hauses datiert auf den 28. MÃ¤rz 2012 und die des KlÃ¤gers zu
1 auf den 5. August 2014. Die KlÃ¤ger baten um PrÃ¼fung, ob nun die 500,00 EUR
als monatliche Kosten der Unterkunft anerkannt werden kÃ¶nnten. Mit Bescheid
vom 19. September 2014 lehnte der Beklagte dies ab. Auch durch den
rÃ¼ckwirkend geschlossenen Mietvertrag kÃ¶nne eine BerÃ¼cksichtigung der
500,00 EUR nicht erfolgen, da der notarielle Kaufvertrag weiterhin bestehe und der
KlÃ¤ger zu 1 die Immobilie erwerbe. Der Mietvertrag sei nur geschlossen worden,
um einen hÃ¶heren Leistungsanspruch geltend zu machen. Der Sachverhalt
Ã¤ndere sich dadurch nicht.

Hiergegen legten die KlÃ¤ger am 8. Oktober 2014 Widerspruch ein, zu dessen
BegrÃ¼ndung sie vortrugen, dass der Beklagte vor Abschluss des
Mietkaufvertrages 2012 zugesichert habe, die monatlichen Zahlungen zu
Ã¼bernehmen. Deswegen sei, auch unter BerÃ¼cksichtigung des
Vertrauensschutzes, eine gesicherte Rechtsposition der KlÃ¤ger erwachsen. Mit
Bescheid vom 27. November 2014 wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤ger
gegen den Bescheid vom 19. September 2014 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
er im Wesentlichen aus, dass der Mietzinsanspruch konstruiert sei, um Leistungen
vom Beklagten zu erhalten. Die angepasste Regelung vom 11. Juni 2014
widerspreche dem ursprÃ¼nglichen Kaufvertrag vom 17. Januar 2012. Auch
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hÃ¤tten die KlÃ¤ger durch die Fehlinformation des Beklagten im Jahre 2012 keine
geschÃ¼tzte Rechtsposition erlangt.

Mit Bescheid vom 14. Oktober 2014 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r den
Zeitraum 1. Juni 2014 bis 31. August 2014 endgÃ¼ltig fest. Eine Ã�nderung bei den
Kosten der Unterkunft und Heizung erfolgte nicht. Gegen diesen endgÃ¼ltigen
Festsetzungsbescheid erhoben die KlÃ¤ger am 28. Oktober 2014 Widerspruch und
stellten zugleich einen Ã�berprÃ¼fungsantrag fÃ¼r den Zeitraum ab 1. Juli 2013.
Mit Widerspruchsbescheid vom 12. Dezember 2014 wies der Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 14. Oktober 2014 betreffend den
Zeitraum 1. Juni 2014 bis 31. August 2014 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung verwies er auf die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid vom 27.
November 2014.

Am 16. Dezember 2014 haben die KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Schleswig
gegen den Bescheid vom 19. September 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. November 2014 und gegen den Bescheid vom 14.
Oktober 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Dezember 2014
erhoben.

Auf den zwischenzeitlich gestellten Weiterbewilligungsantrag der KlÃ¤ger vom 29.
Oktober 2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤ger mit Bescheid vom 24. November
2014 fÃ¼r die Zeit vom 1. Dezember 2014 bis 28. Februar 2015 vorlÃ¤ufig
Leistungen. Als monatlicher Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung wurden
Schuldzinsen in HÃ¶he von 33,34 EUR, Nebenkosten in HÃ¶he von 101,31 EUR und
die Heizkosten in HÃ¶he von 87,20 EUR anerkannt. Hiergegen erhoben die KlÃ¤ger
am 10. Dezember 2014 Widerspruch. Mit Widerspruchsbescheid vom 12. MÃ¤rz
2015 wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 24.
November 2014 (Zeitraum 1. Dezember 2014 bis 28. Februar 2015) als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung wurde auf den Widerspruchsbescheid
vom 27. November 2014 verwiesen.

Am 16. MÃ¤rz 2015 haben die KlÃ¤ger ihre Klage um den Bescheid vom 24.
November 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. MÃ¤rz 2015
erweitert. Mit Bescheid vom 13. April 2015 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r
den Zeitraum 1. Dezember 2014 bis 28. Februar 2015 endgÃ¼ltig fest. Hierbei
wurden als Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung Schuldzinsen in HÃ¶he von 33,34
EUR, Nebenkosten in HÃ¶he von 104,30 EUR und Heizkosten in HÃ¶he von 87,20
EUR berÃ¼cksichtigt.

Zur BegrÃ¼ndung der Klage haben die KlÃ¤ger auf Ihr Vorbringen in den
Widerspruchsverfahren verwiesen und nochmals verdeutlicht, dass aufgrund der
Bewilligung im Jahr 2012 ein Vertrauenstatbestand geschaffen worden sei und ohne
die Aussage des Beklagten, dass die Kosten der Unterkunft bis zur HÃ¶chstgrenze in
HÃ¶he von 447,00 EUR Ã¼bernommen werden wÃ¼rden, der Mietkaufvertrag nicht
abgeschlossen worden wÃ¤re. ErgÃ¤nzend haben sie vorgetragen, dass die
VermÃ¶gensbildung nur erfolge, um den Unterkunftsbedarf der KlÃ¤ger langfristig
zu sichern. Im Rahmen der am 2. Juni 2017 stattgefunden mÃ¼ndlichen
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Verhandlung vor dem Sozialgericht Schleswig haben die KlÃ¤ger ihre Klage lediglich
auf den endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid vom 14. Oktober 2014 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 12. Dezember 2014 (Zeitraum 1. Juni 2014 bis 31.
August 2014) und den endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid vom 13. Mai 2015
(Zeitraum 1. Dezember 2014 bis 28. Februar 2015) beschrÃ¤nkt.

Der Beklagte hat der Klageerweiterung bezÃ¼glich dem Zeitraum 1. Dezember
2014 bis 28. Februar 2015 zugestimmt und sich im Wesentlichen auf den Inhalt
seiner streitigen Bescheide bezogen.

Mit Urteil vom 9. Juni 2017 hat das Sozialgericht die Klage Ã¼berwiegend
abgewiesen. Den KlÃ¤gern stÃ¼nden lediglich im Zeitraum 1. Juli 2014 bis 31.
August 2014 weitere Heizkosten in HÃ¶he von 1,07 EUR monatlich und fÃ¼r Juli
2014 weitere Unterkunftskosten in HÃ¶he von 152,07 EUR aufgrund der in diesem
Monat tatsÃ¤chlich angefallenen GrundstÃ¼cksabgaben fÃ¼r Steuern und
StraÃ�enreinigung sowie fÃ¼r Januar 2015 weitere Unterkunftskosten in HÃ¶he von
135,08 EUR aufgrund der GebÃ¤udeversicherung zu. Ein darÃ¼ber hinaus gehender
Anspruch auf Ã�bernahme weiterer Unterkunftskosten bestehe nicht. Der Beklagte
habe zu Recht nur die Schuldzinsen in HÃ¶he von monatlich 33,34 EUR
berÃ¼cksichtigt. Bei den 500,00 EUR handele es sich nicht um einen geschuldeten
Mietzins, sondern um eine Rate fÃ¼r einen gestundeten Kaufpreis. Dies ergebe sich
aus dem notariellen Kaufvertrag vom 17. Januar 2012 demnach gingen die
Vertragsparteien eindeutig davon aus, dass es sich um eine gestundeten
Kaufpreiszahlung handele und der KlÃ¤ger zu 1 monatliche Raten auf den Kaufpreis
zu zahlen habe. Von einer Mietzinsvereinbarung sei dem Wortlaut nach nicht
auszugehen. Etwas Anderes folge auch nicht aus der Ã�nderung des notariellen
Kaufvertrags vom 11. Juli 2014. Die Ã�nderung kÃ¶nne nicht zu der Verpflichtung
des Beklagten fÃ¼hren, die monatlich geschuldeten 500,00 EUR zu Ã¼bernehmen.
Die Ã�nderung sei nur erfolgt, um einen Leistungsanspruch zu begrÃ¼nden. Unter
BerÃ¼cksichtigung der GrundsÃ¤tze Ã¼ber VertrÃ¤ge zulasten Dritter kÃ¶nne eine
solche Vereinbarung den Beklagten nicht zur Leistung verpflichten. Entsprechendes
gelte fÃ¼r den vom KlÃ¤ger zu 1 am 21. August 2014 eingereichten Mietvertrag.
Hinzu komme, dass die von den KlÃ¤gern so bezeichnete "Mietzinszahlung" zur
VermÃ¶gensbildung fÃ¼hre. Mit der jeweiligen monatlichen Zahlung an die
VerkÃ¤uferin des HausgrundstÃ¼cks und der jÃ¤hrlichen Einmalzahlung werde die
Zahlungsverpflichtung erfÃ¼llt. Bei vollstÃ¤ndiger ErfÃ¼llung fÃ¼hre dies dazu,
dass der KlÃ¤ger zu 1 EigentÃ¼mer des GrundstÃ¼cks werde. Leistungen nach
dem SGB II dienten aber nicht der VermÃ¶gensbildung, sondern ausschlieÃ�lich der
Existenzsicherung. Mithin handele es sich bei den monatlich zu zahlenden 500,00
EUR abzÃ¼glich der vom Beklagten berÃ¼cksichtigten Schuldzinsen um
Tilgungsraten, deren BerÃ¼cksichtigung als Unterkunftsbedarf vorliegend nicht in
Betracht komme. Den KlÃ¤gern stehe auch aus Vertrauensgesichtspunkten kein
Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten zu. Der Beklagte habe keine Zusicherung
erteilt. Zudem sei der Beklagte verpflichtet, bei jedem Neuantrag die
Voraussetzungen des Leistungsanspruches neu zu prÃ¼fen.

Die KlÃ¤ger haben gegen das ihnen am 12. September 2017 zugestellte Urteil am
10. Oktober 2017 Berufung vor dem Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht
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erhoben mit der sie im Wesentlichen auf ihr bisheriges Vorbringen verweisen. Der
Beklagte habe im Jahre 2012 die Ã�bernahme der Kosten der Unterkunft in HÃ¶he
seiner Mietobergrenze mittels Bescheid festgesetzt. Aufgrund der
Ã�bernahmeerklÃ¤rung und der Leistungsbewilligung hÃ¤tten sich die KlÃ¤ger
darauf verlassen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass auch bei einem spÃ¤teren
Leistungsbezug diese Kosten wieder anerkannt wÃ¼rden. Durch das Verhalten im
Jahre 2012 sei von einer Selbstbindung des Beklagten auszugehen. SpÃ¤testens die
nachtrÃ¤gliche Ã�nderung des Mietkaufvertrages habe zu einer Verpflichtung der
Ã�bernahme der Kosten gefÃ¼hrt. Zu diesem Vorgehen habe der Beklagte geraten.
Es handele sich nicht um einen Vertrag zulasten Dritter, da der Beklagte durch
seine Mitarbeiterin sogar darauf hingewirkt habe. Somit stehe fest, dass auch die
Tilgungsanteile an den Ratenzahlungen aufgrund des Mietkaufvertrages im Rahmen
der HÃ¶chstgrenzen zur Ã�bernahme der Kosten der Unterkunft fÃ¼r die Dauer der
Laufzeit des Vertrages zu erstatten seien.

Die KlÃ¤ger beantragen,

unter AbÃ¤nderung des Urteils des Sozialgerichts Schleswig vom 2. Juni 2017

1. den endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid vom 14. Oktober 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12. Dezember 2014 abzuÃ¤ndern und den Beklagten
zu verurteilen, fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni 2014 bis zum 30. Juni 2014 und fÃ¼r die
Zeit vom 1. August 2014 bis zum 31. August 2014 jeweils weitere
Unterkunftskosten in HÃ¶he von 413,66 EUR sowie fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2014
bis 31. Juli 2014 in HÃ¶he von weiteren 261,59 EUR zu gewÃ¤hren, 2. den
endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid vom 13. April 2015 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten zu verurteilen, fÃ¼r die Zeit vom 1. Dezember 2014 bis zum 31.
Dezember 2014 weitere Unterkunftskosten in HÃ¶he von 413,56 EUR, fÃ¼r die Zeit
vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Januar 2015 in HÃ¶he von 297,08 EUR und fÃ¼r die
Zeit vom 1. Februar 2015 bis zum 28. Februar 2015 in HÃ¶he von 432,16 EUR zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht und mit zutreffender
BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht einen weiteren Anspruch der KlÃ¤ger auf
Kosten der Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni 2014 bis zum 31.
August 2014 sowie vom 1. Dezember 2014 bis zum 28. Februar 2015 verneint. Die
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streitigen Bescheide vom 14. Oktober 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12. Dezember 2014 sowie vom 13. April 2015 sind
insoweit rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤ger nicht in ihren Rechten.

Die KlÃ¤ger haben in zulÃ¤ssiger Weise den Streitgegenstand auf die HÃ¶he der
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt (stRspr.; siehe nur BSG, Urteil
vom 4. Juni 2014 â�� B 14 AS 42/13 R â�� juris und Urteil vom 6. August 2014 â�� B
4 AS 55/13 R â�� juris). Sie erfÃ¼llen in den streitigen ZeitrÃ¤umen zudem die
allgemeinen Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 in Verbindung
mit Â§Â§ 8, 9 SGB II

GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung
in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen
sind.

Die KlÃ¤ger haben neben den vom Beklagten anerkannten bzw. vom Sozialgericht
mit Urteil vom 2. Juni 2017 zusÃ¤tzlich festgestellten laufenden Nebenkosten und
den Schuldzinsen in HÃ¶he von monatlich 33,34 EUR (4/5 von 41,67 EUR) keinen
weiteren berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Unterkunftsbedarf. Bei der vom KlÃ¤ger zu 1
geschuldeten monatlichen "Mietkaufrate" iHv 458,33 EUR (500,00 EUR abzgl. 41,67
EUR Schuldzinsen) handelt es sich um eine Tilgungsleistung, die im Rahmen des Â§
22 Abs. 1 Satz 1 SGB II keine BerÃ¼cksichtigung findet. Dabei kommt es nicht
darauf an, ob der KlÃ¤ger zu 1 im streitigen Zeitraum bereits EigentÃ¼mer des von
ihm und seiner Familie bewohnten Hauses geworden ist. MaÃ�geblich ist vielmehr,
ob die von dem KlÃ¤ger zu 1 entrichteten Zahlungen an die EigentÃ¼merin des
GrundstÃ¼cks wie die Tilgung eines Darlehens zur Wohnraumfinanzierung oder
einer Kaufpreisschuld zu werten sind oder ob sie einer (Miet-)Zahlung fÃ¼r die
WohnraumgebrauchsÃ¼berlassung gleichen (BSG, Urteil vom 4. Juni 2014 â�� B 14
AS 42/13 R â�� juris Rn. 18). Dies beurteilt sich allein danach, wie der
zugrundeliegende Vertrag konkret ausgestaltet ist und nicht, wie er auch hÃ¤tte
ausgestaltet werden kÃ¶nnen (vgl. BSG, Urteil vom 4. Juni 2014 â�� B 14 AS 42/13
R â�� juris Rn. 18 unter Verweis auf BSG, Urteil vom 22. August 2012 â�� B 14 AS
1/12 R â�� juris Rn. 21).

Die Leistungen nach dem SGB II sind auf die aktuelle Existenzsicherung
beschrÃ¤nkt und sollen nicht der VermÃ¶gensbildung dienen (BSG, Urteil vom 16.
Februar 2012 â�� B 4 AS 14/11 R â�� juris Rn. 23 unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
7. Juli 2011 â�� B 14 AS 79/10 R â�� juris m.w.N.). Ausnahmen von diesem
Grundsatz sind im Hinblick auf den im SGB II ausgeprÃ¤gten Schutz des
GrundbedÃ¼rfnisses "Wohnen" nur in besonderen AusnahmefÃ¤llen angezeigt,
wenn es um die Erhaltung von Wohneigentum geht, dessen Finanzierung im
Zeitpunkt des Bezugs von Grundsicherungsleistungen bereits weitgehend
abgeschlossen ist. Im Ã�brigen ist der EigentÃ¼mer grundsÃ¤tzlich ebenso wenig
wie der Mieter davor geschÃ¼tzt, dass sich die Notwendigkeit eines
Wohnungswechsels ergeben kann (BSG, a.a.O.).

Diese GrundsÃ¤tze sind auch auf das vorliegende Verfahren anzuwenden. Dem
steht nicht entgegen, dass es nicht um Raten fÃ¼r ein Darlehen, sondern um eine
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Ratenzahlung zur ErfÃ¼llung eines Kaufpreises geht (vgl. zu Ã¤hnlichen
Konstellationen von Ratenzahlungen BSG, Urteil vom 16. Februar 2012 â�� B 4 AS
14/11 R und Urteil vom 7. Juli 2011 â�� B 14 AS 79/10 R â�� jeweils juris). Denn
auch die ratenweise Kaufpreiszahlung durch den KlÃ¤ger zu 1 fÃ¼hrt bei
wirtschaftlicher Betrachtungsweise zur Mehrung des VermÃ¶gens des KlÃ¤gers zu
1. Mit der jeweiligen monatlichen Ratenzahlung an die VerkÃ¤uferin des
HausgrundstÃ¼cks wird die Kaufpreisverpflichtung erfÃ¼llt, die bei vollstÃ¤ndiger
ErfÃ¼llung zur Ã�bertragung des Grundeigentums fÃ¼hrt (vgl. auch LSG Bayern,
Urteil vom 23. Februar 2017 â�� L 7 BK 6/15 â�� juris).

Nach dem vom KlÃ¤ger zu 1 abgeschlossenen notariellen Kaufvertrag vom 17.
Januar 2012 werden mit den monatlichen Ratenzahlungen an die VerkÃ¤uferin/
Grund-stÃ¼ckeigentÃ¼merin Zahlungen auf den GrundstÃ¼ckskaufpreis
vorgenommen (vgl. Â§ 3 Kaufpreisbelegung: "Der KÃ¤ufer ist nicht in der Lage, den
Kaufpreis zum jetzigen Zeitpunkt zu finanzieren. Deshalb stundet die VerkÃ¤uferin
dem KÃ¤ufer den Kaufpreis und zwar zu den nachfolgenden Bedingungen, wobei im
Kaufpreis von 78.000,00 EUR eine Verzinsung bereits enthalten ist. Die
Stundungsvereinbarung bezieht sich auf einen Zeitraum von sechs Jahren.
Innerhalb dieser sechs Jahre zahlt der KÃ¤ufer monatliche Raten in HÃ¶he von
500,00 EUR und zwar jeweils zum ersten eines Monats im Voraus. "). Im Ergebnis
bildet der KlÃ¤ger damit mit jeder Ratenzahlung ein StÃ¼ck VermÃ¶gen in Form
von Grundeigentum, da er nach Zahlung aller Raten einen Anspruch auf
GrundstÃ¼cksÃ¼bertragung hat (vgl. notarieller Kaufvertrag, Â§ 7 Auflassung).

Auch aus der Neuformulierung des GrundstÃ¼ckkaufvertrags vom 11. Juni 2014
folgt nichts Anderes. Zwar betrÃ¤gt der Kaufpreis danach nur noch 42.000,00 EUR.
Weiter heiÃ�t es: "DarÃ¼ber hinaus ist der KÃ¤ufer verpflichtet, an den VerkÃ¤ufer
fÃ¼r die Dauer von sechs Jahren monatlich einen Mietzins in HÃ¶he von 500,00 EUR
zu zahlen, sodass der gesamte Zahlbetrag 78.000,00 EUR betrÃ¤gt.". Mithin fÃ¼hrt
auch hier jede monatliche "Mietzinszahlung" letztlich zur VermÃ¶gensbildung auf
Seiten des KlÃ¤gers zu 1, denn erst mit Zahlung des Gesamtzahlbetrags von
78.000,00 EUR wird der KlÃ¤ger zu 1 EigentÃ¼mer des GrundstÃ¼cks.

Der am 21. August 2014 eingereichte Mietvertrag kann nur im Zusammenhang mit
dem notariellen Kaufvertrag vom 17. Januar 2012 bzw. der Neuformulierung vom
11. Juni 2014 gesehen werden, die weiterhin GÃ¼ltigkeit haben. Damit gelten die
obigen AusfÃ¼hrungen. Die "Mietzinszahlung" fÃ¼hrt zur VermÃ¶gensbildung.

Anhaltspunkte fÃ¼r einen Ausnahmefall, bei dem auch die Tilgungsleistungen als
Kosten der Unterkunft zu berÃ¼cksichtigen sind, sind nicht ersichtlich. Zum 1. Juni
2014 hatte der KlÃ¤ger zu 1 mit insgesamt 34.500,00 EUR noch nicht die HÃ¤lfte
des Gesamtkaufpreises abgezahlt. Hinzu kommt, dass das SpannungsverhÃ¤ltnis
zwischen Schutz des Wohnungseigentums einerseits und den Zielen der
Existenzsicherung andererseits grundsÃ¤tzlich nur dann besteht, wenn der Erwerb
der Immobilie auÃ�erhalb des Leistungsbezugs eingetreten ist (BSG, Urteil vom 16.
Februar 2012 â�� B 4 AS 14/11 R â�� juris Rn. 25 unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
7. Juli 2011 â�� B 14 AS 79/10 R â�� juris Rn. 20). Einem Ausnahmefall steht
deshalb bereits entgegen, dass der Aspekt der VermÃ¶gensbildung hier eindeutig
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im Vordergrund stand und der KlÃ¤ger zu 1 die Immobilie zu einem Zeitpunkt
erworben hat, in dem bereits HilfebedÃ¼rftigkeit bestand und die KlÃ¤ger zur
Sicherung ihres Lebensunterhalts auf Leistungen nach dem SGB II angewiesen
waren.

Die KlÃ¤ger kÃ¶nnen ihren Anspruch auch nicht auf Vertrauensschutz stÃ¼tzen,
weil der Beklagte die Ratenzahlungen in der Vergangenheit bei seiner
Leistungsberechnung (fehlerhaft) berÃ¼cksichtigte. Denn die frÃ¼heren, insoweit
rechtswidrig begÃ¼nstigenden Bewilligungen schaffen keinen Vertrauenstatbestand
dahingehend, dass an der rechtswidrigen Praxis in Zukunft festgehalten wird (vgl.
BSG, Urteil vom 11.12.2014 â�� B 11 AL 3/14 R â�� juris Rn. 20). DarÃ¼ber hinaus
erfolgten die Bewilligungen ausdrÃ¼cklich nur fÃ¼r die in den Bescheiden
genannten ZeitrÃ¤umen (1. April 2012 bis 30. September 2012 bzw. 1. Oktober
2012 bis 31. MÃ¤rz 2013, siehe aber fÃ¼r den zweiten Zeitraum die spÃ¤tere
Aufhebung des Bescheids wegen mangelnder HilfebedÃ¼rftigkeit). Eine
Zusicherung fÃ¼r weitere Zeiten eines mÃ¶glichen Leistungsbezugs ist dem nicht
zu entnehmen. Hinzu kommt, dass die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts antragsabhÃ¤ngig sind. Mit Ablauf eines Bewilligungsabschnitts
ist ein neuer Leistungsantrag erforderlich. Durch einen neuen Alg II-Antrag begibt
sich die betroffene Person (wieder) neu â�� wie die erstmalig hilfebedÃ¼rftige
Person â�� in das System des SGB II und unterliegt erneut dessen Regeln (vgl. BSG,
Urteil vom 9. April 2014 â�� B 14 AS 23/13 R â�� juris Rn. 22 m.w.N.).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), sind nicht ersichtlich. Der
Senat geht insbesondere davon aus, dass die Frage, ob Tilgungsraten im Rahmen
des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II als Unterkunftskosten anzuerkennen sind, aufgrund
der bereits vorliegenden BSG-Rechtsprechung, die vorstehend in Bezug genommen
wurde, als geklÃ¤rt angesehen werden kann, sodass der Sache keine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG zukommt.

Erstellt am: 02.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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